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bildung und den fachlich zuständigen Ministern fol­
gendes bestimmt:

Zu §§ 1 und 2 der Verordnung:

§ 1
(1) Im Sinne der Stipendienverordnung gelten

1. als A r b e i t e r :
a) Personen, die mindestens seit fünf Jahren als 

Arbeiter tätig sind (Lehrzeit wird nicht mit an­
gerechnet),

b) Personen, die mindestens bis zum 8. Mai 1945 
Arbeiter waren und nach dem 8. Mai 1945 in 
Funktionen der Partei der Arbeiterklasse, der 
staatlichen Verwaltung, der Massenorganisatio­
nen oder der sozialistischen Wirtschaft tätig 
sind;

2. als G e n o s s e n s c h a f t s b a u e r n :

Mitglieder Landwirtschaftlicher Produktionsgenos­
senschaften;

3. als w e r k t ä t i g e  E i n z e l b a u e r n :

Personen, deren nutzbares Grundeigentum in der 
Regel 20 ha mittlerer Bodenklasse nicht übersteigt 
und die vorwiegend ohne fremde Arbeitskräfte 
arbeiten;

4. als A n g e s t e l l t e :

Personen, die nach dem 8. Mai 1945 in der Deut­
schen Demokratischen Republik als Angestellte in 
der staatlichen Verwaltung, in staatlichen Einrich­
tungen, in der sozialistischen Wirtschaft, im volks­
eigenen oder genossenschaftlichen- Handel, in volks­
eigenen Banken oder Versicherungen sowie in 
demokratischen Parteien und Massenorganisationen 
tätig sind, Angestellte in der privaten Wirtschaft, 
die nicht in leitenden Funktionen tätig sind;

5. als A n g e h ö r i g e  d e r  s c h a f f e n d e n  
I n t e l l i g e n z :

a) Inhaber eines Einzelvertrages gemäß der Ver­
ordnung vom 23. Juli 1953 über die Neuregelung 
des Abschlusses von Ein2elverträgen mit Ange­
hörigen der Intelligenz in der Deutschen Demo­
kratischen Republik (GBl. S. 897),

b) Inhaber der zusätzlichen Altersversorgung ge­
mäß der Verordnung vom 12. Juli 1951 über die 
Altersversorgung der Intelligenz an wissen­
schaftlichen, künstlerischen, pädagogischen und 
medizinischen Einrichtungen der Deutschen 
Demokratischen Republik (GBl. S. 675) und ge­
mäß § 1 der Zweiten Durchführungsbestimmung 
vom 24. Mai 1951 zur Verordnung über die zu­
sätzliche Altersversorgung der technischen In­
telligenz in den volkseigenen und ihnen gleich­
gestellten Betrieben (GBl. S. 487),

c) Lehrer, die nach dem 8. Mai 1945 im Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik im Schul­
dienst hauptamtlich tätig sind und eine abge­
schlossene Ausbildung nach weisen können,

d) Personen, die in der staatlichen Verwaltung, in 
der sozialistischen Wirtschaft oder in staatlichen 
und genossenschaftlichen Einrichtungen tätig 
sind, wenn sie eine abgeschlossene Hoch- oder 
Fachschulausbildung nachweisen können und 
eine entsprechende Tätigkeit ausüben;

6. als P e r s o n e n ,  d e n e n  a u f  G r u n d  d e r  
G e s e t z e  u n d  V e r o r d n u n g e n  e i n e  b e ­
s o n d e r e  F ö r d e r u n g  z u g e s i c h e r t  i s t :

Träger des Karl-Marx-Ordens, Träger des Vater­
ländischen Verdienstordens, Nationalpreisträger, 
Helden der Arbeit, Hervorragende Wissenschaftler 
des Volkes, Verdiente Aktivisten, Verdiente Er­
finder, Verdiente Bergleute, Verdiente Eisenbahner, 
Verdiente Lehrer und Ärzte des Volkes, Meister 
des Sports sowie Personen, die ähnliche Auszeich­
nungen erhalten haben.

(2) Anerkannte Verfolgte des Naziregimes sowie in 
staatlichen Kinderheimen erzogene Jugendliche werden 
bei der Stipendiengewährung wie die im Abs. 1 Ziffern 
1 bis 3 genannten Personen berücksichtigt,

(3) Arbeiter, die weniger als fünf Jahre als Arbeiter 
tätig sind, werden bei der Stipendiengewährung wie 
die im Abs. 1 Ziff. 4 genannten Personen berücksichtigt.

(4) Angehörige der Intelligenz und deren Kinder, die 
nicht im Abs. 1 Ziff. 5 genannt werden, können Stipen­
dien erhalten, wenn der Antrag auf Stipendiengewäh­
rung von der vom 1. Stellvertretenden Direktor benann­
ten Dienststelle oder gesellschaftlichen Organisation 
innerhalb des Kreises oder Bezirkes, in dem die Eltern 
des Antragstellers wohnen, befürwortet wird.

(5) In Sonderfällen kann die Hauptabteilung Fach­
schulwesen des Staatssekretariats für Hochschulwesen 
auf Vorschlag der Stipendienkommission der Fachschule 
auch bei Überschreitung der Einkommensgrenzen nach 
§ 2 Absätzen 2, 3 und 5 der Verordnung Stipendien 
ganz oder teilweise gewähren, wenn mehrere durch 
die Eltern des Antragstellers zu versorgende Kinder 
eine Hochschule, Fachschule, Oberschule oder andere 
staatliche Bildungsanstalt besuchen und kein eigenes 
Einkommen haben.

Zu §§ 3 und 5 der Verordnung:

§ 2

Stipendien und Studienbeihilfen werden jeweils für 
die Dauer eines Studienjahres gewährt.

§ 3

(1) Studierende des ersten Studienjahres, die ein Sti­
pendium oder eine Studienbeihilfe beantragen, sind 
verpflichtet, bis zum 10. des Monats nach Beginn des 
Studiums einen ordnungsgemäß ausgefüllten Stipen­
dienvordruck mit den erforderlichen Bescheinigungen 
der Stipendienkommission der Fachschule vorzulegen. 
Anträge auf Gewährung von Studienbeihilfen sind mit 
einer entsprechenden Stellungnahme der Zentralen 
Schulgruppenleitung der FDJ an die Stipendienkom­
mission einzureichen.

(2) Studierende höherer Studienjahre müssen bereits 
am Ende des vorhergehenden Studienjahres einen 
Antrag mit entsprechenden Unterlagen bei der Stipen­
dienkommission der Fachschule einreichen.

(3) Werden Stipendien oder Studienbeihilfen zu einem 
späteren Zeitpunkt beantragt, so beginnt die Zahlung 
des bewilligten Stipendiums oder der Studienbeihilfe 
frühestens in dem der Antragstellung folgenden Monat.


